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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 90 JAHREN

Rückgang der Preise

Der Konjunkturrückgang, der sich im Laufe des Jahres 
1929 in zahlreichen europäischen Ländern angebahnt hat, 
und die Auswirkungen der konjunkturellen Zuspitzung in 
den Vereinigten Staaten von Amerika haben auf den Welt­
märkten einen – nur von geringen Schwankungen unter­
brochen – Preisrückgang ausgelöst. Dabei wurde die rück­
läufige Tendenz der Weltmarktpreise durch den seit 1920 
abwärts gerichteten Grundzug (Trend) der Preisentwick­
lung verstärkt. Außerdem kam noch hinzu, daß auf wich­
tigen einzelmärkten (Wolle, Kaffee, Getreide usw.) ein 
besonders hoher Produktionsertrag den Preisrückgang 
gefördert hat.

In Deutschland zeigt sich der Rückgang der Preise für 
wichtige Welthandelsgüter und der durch den Konjunk­
turrückgang in Deutschland bedingte besondere Preis­
druck am deutlichsten in dem scharfen Sturz der reagib­
len Warenpreise. Diesem Rückgang haben sich die Preise 
auf den übrigen Rohstoffmärkten teilweise angeschlos­
sen; nur die verbandlich oder öffentlich geregelten Preise 
wurden von der allgemeinen Abwärtstendenz bisher nicht 
berührt. In den weiteren Stufen der Produktion und der 
Verteilung trat der Preisrückgang – entsprechend dem 
zunehmenden Anteil schwerer beweglicher Kostenfakto­
ren an den Preisen – mit geringer Intensität in Erschei­
nung. Immerhin sind zahlreiche Fertigwarenpreise, vor 
allem die Konsumgüterpreise, allmählich zurückgegan­
gen […].

Aus dem Wochenbericht Nr. 41 vom 8. Januar 1930

© DIW Berlin 1929

http://www.diw.de
mailto:leserservice%40diw.de?subject=
mailto:kundenservice%40diw.de?subject=
http://www.diw.de/newsletter


DIW Wochenbericht 41 20
19

Mit Pariser Zwei-Grad-Ziel kompatible Veränderung des europäischen Stromerzeugungsmix
Anteile an der gesamten Stromproduktion

Biomasse SteinkohleBraunkohleErdgasGeothermieWasserkraft Atomkraft ÖlPhotovoltaik Offshore WindOnshore Wind

Die benötigte Reduktion zur Einhaltung der
internationalen Klimaschutzziele bis 2030 beträgt

2030

40%
weniger Emissionen im Vergleich zu 1990 
ist das aktuelle, nicht ausreichende Reduktionsziel.

2015

60%

Erneuerbare
Energien

Konventionelle
Stromerzeugung

© DIW Berlin 2019Quellen: Eigene Berechnungen mit GENeSYS-MOD v2.0.
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ZITAT

„Ambitionierter Klimaschutz in Europa ist machbar und ökonomisch sinnvoll, auch 

ohne Atomkraft und CO2-Abscheidung. Damit diese Ziele erreicht werden können, 

müssen erneuerbare Energien zeitnah erheblich ausgebaut werden.“ 

— Claudia Kemfert, Studienautorin — 

AUF EINEN BLICK

Neues Klima für Europa: Klimaschutzziele für 
2030 sollten angehoben werden
Von Pao-Yu Oei, Karlo Hainsch, Konstantin Löffler, Christian von Hirschhausen, Franziska Holz und Claudia Kemfert

•	 Einhaltung der Pariser Klimaziele bedingt eine Emissionsminderung von 60 Prozent bis 2030 
(im Vergleich zu 1990)

•	 Anhebung des bisherigen europäischen Reduktionsziels von 40 auf 60 Prozent ist machbar und 
ökonomisch sinnvoll

•	 Quantitative Modellrechnungen zeigen einen kostenoptimalen Dekarbonisierungspfad für die 
Sektoren Strom, Wärme und Verkehr auf

•	 Eingesparte Umweltkosten übersteigen die zusätzlichen technischen Systemkosten

•	 Massiver Zubau erneuerbarer Energien ermöglicht Verzicht auf Atomkraftwerke und Technologien 
der CO2-Abscheidung zur Stromerzeugung

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Im Kontext nationaler sowie globaler Klimaschutzinitiativen 

steht die neue EU-Kommission unter der Leitung von Ursula 

von der Leyen vor der Herausforderung, den bisherigen 

Ankündigungen auch konkrete Umsetzungen für eine ambiti-

onierte Klimaschutzpolitik folgen zu lassen. Dies betrifft insbe-

sondere eine Anhebung der Klimaschutzziele der EU für 2030 

sowie im Rahmen des Pariser Klimaschutzabkommens eine 

Überarbeitung der Langzeitstrategie 2050. Modellrechnungen 

des DIW Berlin zeigen, dass eine Steigerung des Ambitions-

niveaus für das Jahr 2030 von derzeit 40 Prozent Emissions-

minderung im Vergleich zu 1990 auf 60 Prozent machbar und 

ökonomisch sinnvoll ist. Den erheblichen Einsparungen bei 

den Umweltkosten stehen geringe Steigerungen der Ener-

giesystemkosten gegenüber. Bei der weiteren Umsetzung der 

Klimaschutzpolitik ist die Lastenverteilung zwischen den Mit-

gliedsländern weiterhin ein wichtiger Aspekt. Für die Umset-

zung ambitionierter Klimaschutzziele werden weder Atomkraft 

noch CO2-Abscheidetechnologien benötigen. Dies steht in 

Einklang mit Ergebnissen europäischer Modellszenarien aus 

dem Projekt SET-Nav unter Beteiligung des DIW Berlin.

Nach den Wahlen zum Europäischen Parlament im Mai 
2019 genießt der Klimaschutz sowohl in den europäischen 
Gremien als auch bei der neuen Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen eine besondere Priorität.1 Dies wird 
auch anhand des Vorschlags deutlich, Frans Timmermans, 
den ehemaligen Spitzenkandidaten der europäischen Sozial­
demokraten, zum Executive Vice President für den „Euro­
pean Green Deal“ zu nominieren. Die europäische Klima­
schutzpolitik steht dabei im Kontext sowohl nationaler, als 
auch globaler Anstrengungen. Der Fokus liegt hierbei auf der 
Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens sowie der 
Erstellung einer neuen europäischen langfristigen Strategie 
bis 2050. In diesem Zusammenhang mehren sich die Stim­
men, die für eine Verschärfung der bisherigen Klimaschutz­
ziele bis 2030 plädieren. Diese fordern, die Rolle Europas als 
Vorreiter des weltweiten Klimaschutzes zu stärken und die 
europäischen Industrien in ihren Bemühungen um nach­
haltige Zukunftstechnologien zu unterstützen.2

Der folgende Bericht analysiert die Auswirkungen einer 
klimapolitischen Zielverschärfung hinsichtlich der Emis­
sionsminderungen von 40 auf 60 Prozent im Vergleich 
zum Jahr 1990. Die im Bericht vorgestellten Modellrech­
nungen zeigen, dass diese Verschärfung notwendig ist, 
um die Pariser Klimaschutzziele einzuhalten. Die Analyse 
erfolgt anhand einer Betrachtung des Energiesystemmodells 
GENeSYS-MOD, dessen Ergebnisse im Anschluss mit dem 
europäischen Energieszenarien-Projekt SET-Nav verglichen 
werden. Dieser Wochenbericht beruht auf Ergebnissen, die 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Nachwuchsfor­
schungsgruppe „CoalExit – Economics of Coal Phase-Out – 
Identifying Building Blocks for Future Regional Transition 
Frameworks“ erarbeitet wurden. Diese wird vom Bundes­
ministerium für Bildung und Forschung gefördert.

1	 Vgl. Frederic Simon und Sam Morgan (2019): Neue Kommission verspricht „Green Deal“. Euractiv 

vom 11. September (online verfügbar, abgerufen am 27. September 2019. Dies gilt auch für alle anderen 

Online-Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt).

2	 Vgl. Simone Tagliapetra et al. (2019): The European Union Energy Transition: Key priorities for the 

next five years. Bruegel Policy Brief July (1) (online verfügbar).
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EU vor Anhebung der Klimaschutzziele für 2030 
und Erstellung einer neuen Strategie für 2050

Die aktuelle Diskussion in Europa wird durch die Verhand­
lungen zwischen der Europäischen Kommission und den 
EU-Mitgliedsstaaten bezüglich der nationalen Energie- und 
Klimaschutzstrategien („national energy and climate plans“, 
NECPs) bestimmt. In diesem, noch innerhalb der vergange­
nen Legislaturperiode von der Europäischen Kommission 
angestoßenen, Prozess mussten die Mitgliedsländer natio­
nale Pläne für den Zeitraum bis 2030 vorlegen, welche die 
EU-Kommission prüft und gegebenenfalls Verbesserungs­
bedarf aufzeigt. Im Mittelpunkt stehen dabei die Ziele für 
Treibhausgasemissionen außerhalb des europäischen Emis­
sionshandels, der Anteil erneuerbarer Energien am Energie­
verbrauch sowie Energieeffizienz.3 Es zeichnet sich ab, dass 
die bisher eingereichten nationalen Pläne nicht ausreichen 
werden, um eine signifikante Steigerung des europäischen 
Ambitionsniveaus hinsichtlich der Emissionsminderung bis 
2030 zu erreichen. Derzeit laufende Überarbeitungen zie­
len daher auf eine Schärfung und Präzisierung der natio­
nalen Beiträge ab.4 In Deutschland läuft die Umsetzung des 
seit Ende Januar 2019 vorliegenden Berichts der Kohlekom­
mission nur schleppend. Auch die Beschlüsse des Klima­
kabinetts5 stellen nicht sicher, ob und wie Deutschland seine 
Emissionsziele für 2030 erreichen wird.6

Die Ausarbeitung der langfristigen Strategie 2050 der EU 
Energie- und Klimapolitik gliedert sich in den weltweiten 
Prozess der Klimarahmenkonvention der Vereinten Natio­
nen (UNFCCC) ein. Grundlage ist das Pariser Klimaschutz­
abkommen mit dem Ziel, den Anstieg der Erdmitteltempe­
ratur im Vergleich zum vorindustriellen Zeitalter auf unter 
zwei Grad Celsius, und nach Möglichkeit auf bis zu einein­
halb Grad Celsius zu beschränken, um noch größere glo­
bale Klimaschäden zu vermeiden. In diesem Kontext muss 
die EU ihre Langfriststrategie von 20117 überarbeiten und 
bis 2020 in den UNFCCC-Prozess einspeisen. Entsprechend 
dem Pariser Abkommen findet dann 2023 die erste Überprü­
fung der Langfriststrategie („Global Stocktake“) statt. Auch 
in diesem Prozess erstellen die EU-Mitgliedsstaaten derzeit 
auf 2050 ausgelegte Langfriststrategien (National Long Term 
Strategies to 2050, NLTSs). Im Folgenden wird daher ein 
quantitatives Szenario präsentiert, in dem die Pariser Klima­
schutzziele eingehalten werden. Dieses Szenario bedingt 
eine Anhebung der Klimaschutzziele für 2030 von 40 auf 
60 Prozent Emissionsminderung im Vergleich zu 1990. Die 
Modellierung bezieht sowohl aktuellste Technologie- und 

3	 Für die vollständigen Einschätzungen der vorläufigen NECPs vgl. Informationen auf der Webseite der 

Europäischen Kommission.

4	 Vgl. Ecologic Institute (2019): Planning for Net Zero – Assessing the Energy and Climate Plans. Berlin 

(online verfügbar) sowie Tagliapetra et al. (2019), a. a. O.

5	 Vgl. Bundesregierung (2019): Eckpunkte für das Klimaschutzprogramm 2030. Fassung nach Klima

kabinett (online verfügbar).

6	 Vgl. Claudia Kemfert (2019): Klimapaket: Der homöopathische CO2-Preis ist ein Witz. DIW Wochen

bericht Nr. 39, 732 (online verfügbar).

7	 Vgl. Europäische Kommission (2011): A roadmap for moving to a competitive low carbon economy in 

2050. Brüssel (online verfügbar).

Kostenentwicklungen, als auch die Gefahr von Fehlinvesti­
tionen („stranded assets“), mit ein.

Energiesystemmodellierung: Emissionen um 60 
statt 40 Prozent senken

Die Szenarien zur Erreichung der Klimaschutzziele werden 
auf Basis des Energiesystemmodells GENeSYS-MOD analy­
siert. Das Modell ermittelt kostenminimale Entwicklungs­
pfade für die Sektoren Elektrizität, Verkehr und Wärme, 
klammert also Teile der Industrie und den landwirtschaft­
lichen Sektor aus. Diese Optimierung wird europaweit auf 
der Ebene von 17 Ländern beziehungsweise Ländergruppen 
durchgeführt (Kasten). Wie sich der Energie- und Techno­
logiemix des jeweiligen Szenarios zusammensetzt, hängt 
davon ab, wie die Parameter, insbesondere die Höhe des 
CO2-Emissionsbudgets, gewählt werden. Im dargestell­
ten Klimaschutzszenario wird ein CO2-Budget, das mit 
dem Pariser Klimaschutzziel einer Erwärmung von unter 
zwei Grad Celsius kompatibel ist, im Vergleich zu einem 
„business-as-usual“(BAU)-Szenario modelliert. Somit kann 
der jeweilige Energiemix sowie die damit verbundenen 
(zusätzlichen) Kosten ermittelt werden.

Eine Betrachtung des europäischen Energieträgermix im 
Klimaschutzszenario zeigt, dass der Primärenergiebedarf 
bis 2050 halbiert wird (Abbildung 1). Dies liegt insbeson­
dere an der höheren Energieumwandlung und Effizienz der 
größtenteils stromgetriebenen Technologien und an den 
angenommenen Verhaltensanpassungen. Fossile Energie­
träger werden hierbei stückweise durch erneuerbare Ener­
gien ersetzt. Dies resultiert in einem Anteil von gut 33 Pro­
zent erneuerbarer Energien am gesamten Primärenergiebe­
darfs im Jahr 2030. Im Verkehrssektor setzen sich elektrische 
Antriebstechnologien nahezu komplett durch und generie­
ren 2050 eine zusätzliche Stromnachfrage von 739 Tera­
wattstunden. Im Verkehrssektor wird zunächst Biomasse 

Abbildung 1

Primärenergiebedarf in Europa im Klimaschutzszenario
In Exajoule

Biomasse

Stein- und BraunkohleErdgas

Wasserkraft

Atomkraft Öl

Photovoltaik Offshore WindOnshore Wind

Gesamt:
66 777

Gesamt:
44 478

Gesamt:
28 456

2015 2030 2050

Quellen: Eigene Berechnungen mit GENeSYS-MOD v2.0.

© DIW Berlin 2019

Fossile Energieträger und Atomkraft werden schrittweise durch Erneuerbare ersetzt.

https://ec.europa.eu/energy/en/topics/energy-strategy-and-energy-union/governance-energy-union/national-energy-climate-plans
https://www.ecologic.eu/sites/files/publication/2019/2149-necp-assessment-ecologic-institute-climact_20190516.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975202/1673502/768b67ba939c098c994b71c0b7d6e636/2019-09-20-klimaschutzprogramm-data.pdf?download=1
https://www.diw.de/de/diw_01.c.679354.de/publikationen/wochenberichte/2019_39/.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52011DC0112
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genutzt. Langfristig wird Biomasse jedoch im Wärmesektor 
benötigt, da in diesem einige der energieintensivsten Pro­
zesse schwerer zu elektrifizieren sind. Da das insgesamt 
nachhaltig einsetzbare Biomassepotential beschränkt ist, 
reduziert sich deren Nutzung im Stromsektor, obwohl die 
Gesamtnutzung leicht ansteigt.

Im BAU-Szenario sinken die jährlichen Emissionen bis 2030 
lediglich um ungefähr 38 Prozent im Vergleich zu 1990 
(Abbildung 2). Zwar führt dies mehr oder weniger zur Errei­
chung des aktuellen 40-Prozent-Ziels, bedeutet jedoch eine 
Verfehlung des vereinbarten Pariser Klimaschutzziels, da 
die kumulierten Emissionen bis 2050 eine deutlich zu hohe 
Erwärmung verursachen. Im Klimaschutzszenario wird das 
für Europa zur Einhaltung des Zwei-Grad-Ziels vorgegebene 

restliche CO2-Budget durch eine Reduktion um 60 Prozent 
bis zum Jahr 2030 eingehalten.

Massive Investitionen in erneuerbare Energien 
nötig

In den nächsten Jahrzehnten ist eine Erhöhung der Strom­
nachfrage zu erwarten, da zusätzlicher Strombedarf aus der 
Sektorkopplung mit den Bereichen Verkehr und Wärme 
die Effizienzgewinne übertreffen wird (Abbildung 3). Die 
Kohleverstromung in Europa sinkt hierbei kontinuierlich; die 
Gasnutzung fällt ebenfalls stark ab. Bis 2040 wird dadurch 
fast die gesamte Stromerzeugung durch eine Kombination 
aus Photovoltaik, Onshore-Wind und Wasserkraft bestrit­
ten. Bis 2030 müssen hierfür in Europa 870 Gigawatt (GW) 

Kasten

Das Global Energy System Model (GENeSYS-MOD)

Die Einhaltung der Klimaschutzziele wurde mit dem Energiesys-

temmodell Global Energy System Model (GENeSYS-MOD) unter-

sucht. Das Modell basiert auf dem etablierten Open Source Energy 

Modelling System (OSeMOSYS), einer quelloffenen Software für 

langfristige Energiesystemanalysen.1 OSeMOSYS wird von einer 

Vielzahl an Forschern weltweit dezentral weiterentwickelt und in 

zahlreichen wissenschaftlichen und politikberatenden Veröffent-

lichungen verwendet. Für die vorliegende Analyse wurde hierauf 

aufbauend das Modell GENeSYS-MOD entwickelt.2 Die Zielfunk-

tion des Modells umfasst die gesamten Kosten zur Bereitstellung 

der Energie für die Sektoren Elektrizität, Verkehr und Wärme in 

Europa. Das Modellergebnis ist eine kostenminimale Kombination 

von Technologien, um die Energienachfrage jederzeit vollständig 

zu decken. Dabei werden Klimaschutzziele, wie etwa ein CO2-Emis-

sionsbudget, als Rahmenbedingung für die Modellrechnungen 

explizit vorgegeben.3 Das vorgegebene CO2-Budget für Europa 

basiert auf dem verbleibenden globalen Budget, um die in Paris 

vereinbarten Klimaschutzziele einer maximalen Erwärmung um 

weniger als 2°C einzuhalten.4

Da die Verfügbarkeit von Wind- und Solarenergie mit den Wetter-

bedingungen schwankt, ist ein zeitlicher und räumlicher Ausgleich 

notwendig, um jederzeit die Energienachfrage decken zu können. 

1	 Vgl. Claudia Kemfert et al. (2017): Atomkraft für Klimaschutz unnötig – Kostengünstigere Alternativen 

sind verfügbar. DIW Wochenbericht Nr. 47, 1049–1058 (online verfügbar).

2	 Weitere Anwendungen des Modells untersuchen Szenarien für die Welt und einzelne Länder, bei-

spielsweise Indien, Mexiko, China und Deutschland.

3	 Für eine genauere Einsicht in die Modellformulierung und die verwendeten Inputdaten vgl. Thorsten 

Burandt, Konstantin Löffler und Karlo Hainsch (2018): GENeSYS-MOD v2.0 – Enhancing the Global Energy 

System Model Model Improvements, Framework Changes, and European Data Set. DIW Data Documenta-

tion No. 94 (online verfügbar).

4	 Ausgehend von einem globalen Restbudget im Jahr 2015 von 890 Gigatonnen (Gt) CO2 wird auf Basis 

der Bevölkerungszahl ein verbleibendes Kohlenstoffbudget von 51,60 Gt CO2 für Europa errechnet. Basie-

rend auf Joeri Rogelj et al. (2018): Mitigation Pathways Compatible with 1.5°C in the Context of Sustainable 

Development. In: Masson-Delmotte et al. (Hrsg.): Global Warming of 1.5°C. An IPCC Special Report on the 

impacts of global warming of 1.5°C above pre-industrial levels and related global greenhouse gas emis-

sion pathways, in the context of strengthening the global response to the threat of climate change, sus-

tainable development, and efforts to eradicate poverty, Genf, 93–174 (online verfügbar).

Hierfür sind im Modell mehrere Technologien zur Speicherung 

sowie zur Sektorenkopplung implementiert. Vor allem Lithium-

Ionen-Batterien dienen zum Ausgleich zeitlicher Schwankungen 

von Energiebereitstellung und -nachfrage. Zudem ermöglicht 

die Kopplung des Elektrizitätssektors mit den Sektoren Wärme 

und Verkehr deren Dekarbonisierung durch die Nutzung Stroms 

aus erneuerbaren Quellen. Räumlich bildet das Modell Europa in 

17 Knotenpunkten ab, wodurch einige kleinere Länder zusammen-

gefasst werden. Zwischen den Regionen ist der Austausch von 

Brennstoffen und Elektrizität, jedoch nicht von Wärme, möglich. 

Um die Komplexität des Modells in einem berechenbaren Rahmen 

zu halten, wird zudem auf zeitlicher Ebene aggregiert. Im Zuge der 

Betrachtung werden alle Stunden eines Jahres in 16 Zeitscheiben 

zusammengefasst, die saisonale und tageszeitliche Schwankun-

gen von Nachfrage und der Verfügbarkeit erneuerbarer Energien 

repräsentieren. Die Jahre 2020 bis 2050 werden in integrierten 

Fünfjahresschritten betrachtet; wobei von vollständiger Kenntnis 

über die zukünftigen Entwicklungen von Nachfrage, Kosten und 

Verfügbarkeit erneuerbarer Energien ausgegangen wird. Die Be-

rechnungen basieren hauptsächlich auf Kostenschätzungen aus 

dem Jahr 2018; durch unerwartet schnelle Kostensenkungen bei 

der Solarenergie könnten die Ergebnisse daher das Potential der 

Erneuerbaren unterschätzen.5 Auf der anderen Seite werden bei 

den Berechnungen ein Teil der Integrationskosten von erneuer-

baren Energien durch die geringere regionale und zeitliche Auf

lösung nicht ausreichend betrachtet, was zu einer Überschätzung 

der Potentiale von fluktuierenden Erneuerbaren führt.6

5	 Vgl. Eero Vartiainen et al. (2019): Impact of weighted average cost of capital, capital expenditure, and 

other parameters on future utility-scale PV levelised cost of electricity. EU PVSEC Paper (online verfügbar).

6	 Vgl. zu Integrationskosten von erneuerbaren Energien Lion Hirth, Falko Ueckerdt und Ottmar Eden

hofer (2015): Integration costs revisited – An economic framework for wind and solar variability. Renew-

able Energy 2015 (74), 925–939 sowie Wolf-Peter Schill (2013): Systemintegration erneuerbarer Energien: 

die Rolle von Speichern für die Energiewende. Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung 82 (3), 61–88.

https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.570205.de
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.594273.de/diw_datadoc_2018-094.pdf
https://www.ipcc.ch/site/assets/uploads/sites/2/2019/05/SR15_Chapter2_Low_Res.pdf
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1002/pip.3189
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Solarenergie und 600 GW Onshore-Windenergie zuge­
baut werden. Dies ist ein enormer Zubau im Vergleich 
zu den bereits vorhandenen 120 GW Solar- und 190 GW 
Onshore-Windkapazitäten innerhalb der Europäischen 
Union. Die durch die Erneuerbaren resultierende zeitliche 
Volatilität wird durch mehr als 230 GW an Speichern in 2030 
ausgeglichen. Biomasse spielt im Stromsektor nur eine sehr 
geringe Rolle und wird – aufgrund nur bedingter Verfügbar­
keit – insbesondere im Verkehrs- und Wärmesektor einge­
setzt. Während Wasserkraft auf heutigem Niveau verbleibt, 
spielen Offshore-Wind und Geothermie aufgrund zu hoher 
Kosten eine im Vergleich nur geringe Rolle.

Kein Bedarf für Atom und CO2-Abscheidung

Sowohl die Diskussionen der 2030er Klimaschutzziele als 
auch der langfristigen Strategie bis 2050 stehen traditionell 
im Spannungsfeld zwischen europäischen Vorstellungen 
und den nationalen Entscheidungshoheiten hinsichtlich 
der eigenen Energieversorgung. So konnten einzelne Mit­
gliedsstaaten (zum Beispiel Frankreich und Großbritannien) 
in der Vergangenheit auf den Einsatz großer Mengen von 
Atomkraft zur Erreichung ihrer Klimaschutzziele verwei­
sen, obwohl diese unter Einbeziehung aller Umwelt- und 
Gesundheitskosten für die Gesellschaft nachweislich teuer 
und gefährlich ist.8 Andere Länder, wie zum Beispiel die Nie­
derlande und Großbritannien, verteidigen die weitere Nut­
zung fossiler Rohstoffe durch die hypothetische Möglichkeit, 
eines Tages deren Verbrennung durch CO2-Abscheidung, 
-Transport und -Speicherung (englisch: Carbon Capture, 
Transport and Storage – CCTS) CO2-ärmer zu machen.9 
Auch die Mehrheit der vom Weltklimarat (Intergovernmen­
tal Panel on Climate Change – IPCC) zitierten Modellrech­
nungen suggerieren, dass ein längeres Festhalten an fossilen 
Energieträgern durch die Vision einer späteren Anwendung 
von CO2-Abscheidetechnologien wie negativen Emissions­
technologien (NET) ausgeglichen werden können.10 Dies 
weckt unberechtigte Hoffnungen, fossile Infrastruktur heute 
noch am Leben zu erhalten (zum Beispiel Kohle- oder Erd­
gaskraftwerke) oder gar auszubauen (Erdgaspipelines und 
Flüssiggasterminals). Im Kontext steigender Klimaschutz­
anstrengungen führen diese fossilen Infrastrukturen aber 
lediglich zu Fehlinvestitionen und stehen im Widerspruch 
zu einer konsequenten Klimaschutzstrategie.11

Viel zitierte Schlagworte wie „Klimaneutralität“ bis 2050 
oder auch „net zero emissions“ im Entwurf zur langfristi­
gen EU-Strategie basieren auf der Fortführung der Annahme 

8	 Vgl. Ben Wealer et al. (2019): Zu teuer und gefährlich: Atomkraft ist keine Option für eine klimafreund-

liche Energieversorgung. DIW Wochenbericht Nr. 30, 511–520 (online verfügbar) und Mycle Schneider 

et al. (2019): The World Nuclear Industry – Status Report 2019, Paris & Budapest (online verfügbar).

9	 Vgl. Pao-Yu Oei und Roman Mendelevitch (2016): European Scenarios of CO₂Infrastructure Invest-

ment until 2050. The Energy Journal 37 (3), 171–194.

10	 Vgl. IPPC (2018): Summary for Policymakers. In: Masson-Delmotte et al. (Hrsg.): Global Warming of 

1.5°C. An IPCC Special Report on the impacts of global warming of 1.5°C above pre-industrial levels and 

related global greenhouse gas emission pathways, in the context of strengthening the global response to 

the threat of climate change, sustainable development, and efforts to eradicate poverty, Genf, 1–24 (online 

verfügbar).

11	 Vgl. Fitzgerald et al. (2019): Destabilisation of Sustainable Energy Transformations: Analysing Natural 

Gas Lock-in in the case of Germany. STEPS Working Papers 106 (online verfügbar).

von großen Anteilen an Atomkraft sowie CO2-Abscheidetech­
nologien.12 Der Zubau dieser Technologien ist jedoch aus 
wirtschaftlicher Sicht nicht tragbar, aufgrund ihrer hohen 
externen Kosten nicht sinnvoll und mit Blick auf das ausrei­
chend hohe Potential erneuerbarer Energien technisch nicht 
notwendig. Autorinnen und Autoren am DIW Berlin wei­
sen seit fast einem Jahrzehnt regelmäßig auf dieses „Model­
lierungs-Paradox“ hin.13 Die Modellrechnungen zeigen, 
dass die günstigste Möglichkeit der Einhaltung der Klima­
schutzziele ohne neue Atomkraftwerke oder CO2-Abschei­
dung im Stromsektor gelingen kann. Eine nachhaltige euro­
päische Energie- und Klimaschutzpolitik sollte daher darauf 
abzielen, die Brutto-Emissionen (nicht: Netto-Emissionen) 
zu verringern und letztendlich abzuschaffen („gross zero 
emissions“). Ein solcher Energiemix sollte vollständig auf 
Kohle- und Atomstrom verzichten („no-carbon-no-nuclear“) 
und nicht nur eine Verringerung des Kohlestromanteils 
(„low-carbon“) anstreben.

Klimaschutz ist die günstigste Option

Durch die Einhaltung der Klimaschutzziele können die 
kumulierten CO2-Emissionen bis 2030 um 15,34 Gigaton­
nen (Gt) reduziert werden. Bis 2050 steigt diese Minderung 
auf 36,17 Gt CO2. Dies entspricht – unter Annahme der glei­
chen Diskontrate wie in der Modellierung – eingesparten 

12	 Vgl. Europäische Kommission (2018): A Clean Planet for All – A European Long-Term Strategic Vision 

for a Prosperous, Modern, Competitive and Climate Neutral Economy. COM(2018) 773, Brüssel.

13	 Vgl. Christian von Hirschhausen et al. (2013): Europäische Stromerzeugung nach 2020: Beitrag 

erneuerbarer Energien nicht unterschätzen. DIW Wochenbericht Nr. 29, 3–13 (online verfügbar) sowie 

Claudia Kemfert et al. (2015): Europäische Klimaschutzziele sind auch ohne Atomkraft erreichbar. DIW 

Wochenbericht Nr. 45, 1063–1070 (online verfügbar).

Abbildung 2

Jährliche und aufsummierte CO2-Emissionen in Europa
In Millionen Tonnen CO2
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Bei starken CO2-Emissionsreduktionen von 60 Prozent bis 2030 ist das Zwei-Grad-
Ziel noch zu schaffen.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.670481.de/publikationen/wochenberichte/30_2019/zu_teuer_und_gefaehrlich_atomkraft_ist_keine_option_fuer_eine_klimafreundliche_energieversorgung.html
https://www.worldnuclearreport.org/IMG/pdf/wnisr2019-lr.pdf
https://www.ipcc.ch/site/assets/uploads/sites/2/2019/05/SR15_SPM_version_report_LR.pdf
https://www.ipcc.ch/site/assets/uploads/sites/2/2019/05/SR15_SPM_version_report_LR.pdf
https://www.ids.ac.uk/publications/destabilisation-of-sustainable-energy-transformations-analysing-natural-gas-lock-in-in-the-case-of-germany/
https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.457877.de
https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.518257.de
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Verteilung des Emissionsbudgets auf 
Mitgliedstaaten ist politisch sensibel

Die Verschärfung der EU-Klimaschutzziele sowie die Ein­
führung eines European Green Deal werfen verteilungs­
politische Fragen hinsichtlich der Aufteilung der Emissi­
onsminderungsziele auf einzelne Länder auf. So muss bei 
der Umsetzung einerseits die wirtschaftliche Entwicklung 
der Mitgliedsländer berücksichtigt werden, andererseits aber 
auch ein besonderes Augenmerk auf die vom energiewirt­
schaftlichen Strukturwandel betroffenen Regionen gelegt 
werden.

Das Modell ermöglicht die explizite Berücksichtigung von 
Verteilungseffekten, indem das verfügbare CO2-Budget nach 
unterschiedlichen Schlüsseln auf die Mitgliedsländer ver­
teilt wird. Beispielsweise kann die Verteilung proportional 
zu den früheren Emissionen, der Bevölkerungszahl oder 
dem Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2015 erfolgen. Die bei­
den Erstgenannten führen im Modell zu etwa vergleichbaren 
Dekarbonisierungspfaden.

Die Bedeutung der Lastenteilung kann am Beispiel der Sys­
temtransformation in Polen veranschaulicht werden. Energie 
aus Kohle spielt in der polnischen Energiewirtschaft sowohl 
2015 als auch im Jahr 2030 eine entscheidende Rolle (Abbil­
dung 4), während andere Regionen, wie beispielsweise die 
Iberische Halbinsel oder Skandinavien, bereits 2030 fast voll­
ständig auf erneuerbare Energiequellen umgestiegen sein 
könnten. Bei einer Zuteilung entsprechend dem Brutto­
inlandsprodukt erhielte Polen noch 1,4 Milliarden Tonnen 
CO2-Budget bis zum Jahr 2050; dagegen betrüge das Budget 
bei Aufteilung nach historischen Emissionen 4,3 Milliarden, 
das heißt mehr als das Dreifache. Dementsprechend würde 
die Steigerung des Klimaschutzziels von 40 auf 60 Prozent 
für Polen besonders schwierig und müsste mit parallelen 
Instrumenten für Regionalentwicklung und Strukturwan­
del begleitet werden.

Insgesamt ist somit festzuhalten, dass die Ausgangscharakte­
ristika der Mitgliedsstaaten bei der Festlegung anspruchsvol­
ler Klimaschutzziele berücksichtigt werden müssen, um eine 
gerechte Systemtransformation zu gewährleisten. Jüngste 
Nachrichten – wie die Ankündigungen vom derzeit noch 
von der Kohle abhängigen Griechenland einen Kohlausstieg 
bis zum Jahr 2028 zu vollziehen – zeigen, dass die notwen­
dige Energietransformation gelingen kann.16

Weitere modellgestützte Analysen belegen 
Machbarkeit anspruchsvoller Klimaschutzziele

Auch in weiteren modellgestützten Studien wurde die Rea­
lisierbarkeit anspruchsvoller Klimaschutzziele gezeigt. So 
wurden jüngst im Rahmen des europäischen Forschungs­
projekts SET-Nav unter Beteiligung des DIW Berlin ver­
schiedene Modelle zu unterschiedlichen Sektoren (Strom, 

16	 Vgl. Svetlana Jovanovic (2019): Greece seeks to phase out coal by 2028, Ptolemaida V prospects un-

clear. Balkan Green Energy News vom 25. September (online verfügbar).

Umwelt- und Klimakosten von 1381 Milliarden Euro bis 2030, 
da jede nicht emittierte Tonne CO2 auf globaler Ebene Kos­
ten von 180 Euro verursacht.14 Die Erreichung dieser Klima­
schutzziele geht einher mit zusätzlichen Systemkosten von 
222 Milliarden Euro; dies entspricht ungefähr 3,3 Prozent der 
gesamten Energiesystemkosten und liegt deutlich unter den 
vermiedenen Umwelt- und Klimakosten. Zwar können die 
Systemkosten durch – nicht im Modell enthaltenen – Inte­
grationskosten von Erneuerbaren noch zusätzlich anstei­
gen, andererseits fokussiert sich die Analyse auschließlich 
auf Klimaauswirkungen durch CO2-Emissionen. Somit ver­
nachlässigt sie zusätzliche Emissionen sowie Umwelt- und 
Gesundheitskosten anderer Schadstoffe (unter anderem 
Stickstoffoxide, Sulfatdioxid, Quecksilber und Feinstaub), 
die bei der Verbrennung fossiler Energieträger entstehen.15

14	 Hierbei werden die globalen Umwelt-, Klima- und Gesundheitskosten berechnet, die durch die Emis-

sion von Kohlenstoffdioxid entstehen. Vgl. Umweltbundesamt (2019): Methodenkonvention 3.0 zur Ermitt-

lung von Umweltkosten – Kostensätze Stand 02.2019. Dessau-Roßlau (online verfügbar).

15	 Weitere Studien, die Schadstoffkosten der Energieerzeugung berechnen, sind Sandbag et al. (2018): 

Last Gasp The coal companies making Europe sick. (online verfügbar) sowie CAN Europe et al. (2016): 

Europe´s Dark Cloud. How coal-burning countries are making their neighbours sick. Brüssel (online 

verfügbar).

Abbildung 3

Stromerzeugungsmix im Klimaschutzszenario in Europa von 
2015 bis 2050
Stromproduktion in Terawattstunden
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Die Dekarbonisierung im Stromsektor beruht auf einem drastischen Ausbau von 
Solarenergie und Windkraft.

https://balkangreenenergynews.com/greece-seeks-to-phase-out-coal-by-2028-ptolemaida-v-prospects-unclear/
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2019-02-11_methodenkonvention-3-0_kostensaetze_korr.pdf
https://beyond-coal.eu/wp-content/uploads/2018/11/Last-Gasp-2018.pdf
https://env-health.org/IMG/pdf/dark_cloud-full_report_final.pdf
https://env-health.org/IMG/pdf/dark_cloud-full_report_final.pdf
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Verkehr, Industrie, Gebäude, Erdgas, Erneuerbare und 
Gesamtwirtschaft) miteinander verknüpft.17 Im Unterschied 
zum oben vorgestellten GENeSYS-MOD findet eine separate 
Modellierung der Sektoren mit ihren jeweiligen technolo­
gischen und ökonomischen Eigenschaften statt. So können 
die möglichen Beiträge der einzelnen Sektoren zur Emissi­
onsminderung im Detail abgebildet und hinsichtlich ihrer 
Kosten und weiterer Rahmenbedingungen bewertet werden.

Ausgangspunkt für die Analysen ist der sogenannte Stra­
tegieplan für Energietechnologie (SET-Plan), den die Euro­
päische Union vor mehr als zehn Jahren verabschiedet hat. 

18 Der SET-Plan enthält Maßnahmen, um den Transforma­
tionsprozess in der EU durch Technologieinnovation, die 
Koordinierung nationaler Forschungsaktivitäten und die 
Finanzierung konkreter Projekte zu unterstützen. Er hat 
dabei eine Vielzahl von Technologien sowohl auf der Ener­
gieangebotsseite (zum Beispiel erneuerbare Stromerzeu­
gung aus Wind und Sonne) als auch auf der Energienutzer­
seite (zum Beispiel Elektromobilität) im Blick.

Das SET-Nav-Forschungskonsortium, in dem das DIW Berlin 
teilnahm, hat die Machbarkeit und Bedingungen für die 
Umsetzung anspruchsvoller Klimaschutzziele im Rahmen 
von vier möglichen, hypothetischen Entwicklungsszenarien 
für das europäische Energiesystem bis 2050 betrachtet. Diese 
vier Szenarien wurden anhand der Dimensionen Koope­
ration (länder- und sektorübergreifend) und Pfadabhän­
gigkeit (Innovationsgrad bei Technologien und Geschäfts­
modellen) definiert. Dies ergibt die Szenarien „Diversifi­
cation“, „Directed Vision“, „Localisation“, und „National 
Champions“.19

Alle vier Szenarien halten das EU-weite Emissionsminde­
rungsziel von 85 bis 95 Prozent im Vergleich zu 1990 bis 
2050 ein. Die Aufteilung der Emissionsminderung auf die 
Sektoren ist nicht von vornherein festgelegt und kann zwi­
schen den Szenarien variieren. Es ergeben sich vier sehr 
unterschiedliche Pfade, welche die Möglichkeit bieten, die 
Systemtransformation unter einer großen Bandbreite von 
Treibern und Unsicherheiten zu skizzieren. Die Szenarien 
dienen zwei Zielen: Zum einen lassen sich durch sie die zen­
tralen Treiber und wichtigsten Unsicherheiten in Bezug auf 
eine gelungene Transformation herausstellen (Modellannah­
men); zum anderen lassen sich die Konsequenzen der jewei­
ligen Entscheidungen herausarbeiten (Modellergebnisse).

Zentrale Ergebnisse der SET-Nav-Szenarienmodellierung 
sind zum einen, dass erneuerbare Energien bis 2050 zwi­
schen 75 und 98 Prozent der Stromerzeugung bereitstel­
len können. In geringem Umfang werden Gase genutzt. 
Auf umstrittene Technologien wie CCTS, Atomenergie 

17	 Am SET-Nav-Projekt (2016-2019) waren neben dem DIW Berlin mehrere Forschungseinrichtungen 

aus Europa beteiligt, unter anderem die TU Wien, das Fraunhofer-Institut für System- und Innovations-

forschung, die University of East Anglia, das International Institute for Applied Systems Analysis und die 

NTNU. Vgl. Informationen auf der Webseite des Projekts SET-Nav.

18	 Vgl. Informationen auf der Webseite der Europäischen Kommission.

19	 Vgl. Crespo del Granado et al. (2019): D9.5 Summary report “SET-Nav – Integrative policy recommen-

dations”. Decarbonising the EU’s Energy System. April (online verfügbar).

und Kohleverstromung kann für eine kosteneffiziente 
und effektive Dekarbonisierung der Stromerzeugung in 
Europa verzichtet werden. Analog zu den Ergebnissen des 
GENeSYS-MOD zeigt sich, dass eine deutlich stärkere End­
nutzung von Strom anstatt fossiler Energieträger ein kosten­
günstiger Weg zur Dekarbonisierung Europas ist. Sowohl 
im Verkehrssektor (Abbildung 5) als auch in der Industrie 
bietet die Nutzung von Strom aus erneuerbaren Quellen 

Abbildung 4

Unterschiedliche Verteilung der Stromproduktion innerhalb 
Europas in den Jahren 2015 und 2030
In Terawattstunden
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Je nach Region müssten Sonnen- und Windenergie bis 2030 besonders stark aus
gebaut werden.

http://www.set-nav.eu/
https://ec.europa.eu/energy/en/topics/technology-and-innovation/strategic-energy-technology-plan
http://www.set-nav.eu/sites/default/files/common_files/deliverables/SET-Nav%20D9.5.pdf
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eine ökonomisch sinnvolle Möglichkeit zur klimafreund­
lichen Energienutzung.20 Die Ergebnisse der Berechnun­
gen von GENeSYS-MOD im Klimaschutzszenario ordnen 
sich zwischen den SET-Nav-Szenarien „Localization“ und 
„Directed Vision“ ein.

Zwar können in allen vier modellierten Szenarien die Emis­
sionsminderungsziele erreicht werden, allerdings bieten 
kooperative Szenarien der länder- und sektorenübergreifen­
den Zusammenarbeit generell kostengünstigere und effizi­
entere Lösungsmöglichkeiten zur effektiven Verringerung 
von Treibhausgasemissionen als nicht-kooperative Szena­
rien der Abschottung.

20	 Vgl. Crespo del Granado et al. (2019): Comparative Assessment and Analysis of SET-Nav Pathways. 

Deliverable 9.4, Mai (online verfügbar).

Fazit: 60 Prozent Emissionsminderung sind 
notwendig und möglich

Im Rahmen der Entwicklung vergleichbarer Energie- und 
Klimaschutzszenarien am DIW Berlin und in der Nach­
wuchsgruppe „CoalExit“ wurde gezeigt, dass auch anspruchs­
volle Klimaschutzziele in Europa wie auch in Deutschland 
durch den vermehrten Einsatz erneuerbarer Energien 
erreicht werden können. Energiesystemrechnungen zei­
gen, dass die Einhaltung der Pariser Klimaschutzziele durch 
eine Steigerung des Anspruchsniveaus für 2030 von derzeit 
40 auf 60 Prozent weniger Treibhausgasemissionen im Ver­
gleich zu 1990 machbar und ökonomisch sinnvoll ist. Die 
eingesparten Umweltkosten übersteigen die zusätzlichen 
technischen Systemkosten.

Um die angestrebten Klimaschutzziele einzuhalten, ist ein 
massiver Ausbau von Wind- und Solarenergie notwendig. 
Auf Atomkraftwerke und Technologien der CO2-Abscheidung 
zur Stromerzeugung kann verzichtet werden. Aufgrund der 
Dringlichkeit der Klimakrise und des somit benötigten Sys­
temwechsels verbleibt keine Zeit für sogenannte „Brücken­
energieträger“, weshalb die Ziele des Pariser Abkommens 
in Europa nur durch den beschleunigten Ausbau erneuer­
barer Energien erreicht werden können.

Bei der Gestaltung der neuen europäischen Klimastrategie 
entlang eines europäischen Green Deal müssen anstehende 
Verteilungsfragen und lokale Besonderheiten von National­
staaten ausreichend mitberücksichtigt werden. So brauchen 
insbesondere einige osteuropäische Mitgliedsländer Unter­
stützung, um die Energietransformation hin zu Solar- und 
Windenergie noch stärker zu beschleunigen. Vor dem Hin­
tergrund des Pariser Klimaschutzabkommens sollte die deut­
sche Bundesregierung hierbei mit gutem Beispiel vorange­
hen und ihre nationalen Energie- und Klimaschutzstrategien 
(„national energy and climate plans“, NECPs) anpassen und 
dabei auch die Empfehlungen der Kohlekommission und die 
Beschlüsse des Klimakabinetts verschärfen.

JEL: Q54, Q53, Q48, L94
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Abbildung 5

Stromnachfrage aus dem Verkehrssektor in der EU28 in den 
vier SET-Nav-Szenarien
In Terawattstunden (elektrisch)
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In allen Szenarien erweist sich die weitgehende Elektrifizierung des Verkehrs als 
kostengünstige Lösung zur Erreichung der Klimaziele.
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1.	 Frau Kemfert, wird man die Klimaschutzziele der EU für 

2030 sowie die Ziele der Langzeitstrategie im Rahmen 

des Pariser Klimaschutzabkommens mit den derzeitigen 

Anstrengungen erreichen können? Bisher leider nein. 

Wir sind noch nicht wirklich auf einem Pfad, auf dem die 

Klimaziele uneingeschränkt erfüllen werden. Dazu bedarf es 

Nachbesserungen und entsprechende Anpassungen bei der 

Energiewende insgesamt. In den Bereichen Strom, Wärme 

und Verkehr muss deutlich mehr passieren, damit wir die 

Klimaziele noch erreichen können.

2.	 Wie könnten diese Nachbesserungen aussehen? Wir 

fordern eindeutig einen schnelleren Ausbau der erneuerba-

ren Energien und ein deutlich höheres Ambitionsniveau, das 

heute schon festgelegt werden muss. Die Maßnahmen zum 

Ausbau der erneuerbaren Energien müssen deutlich erhöht 

und verbessert werden.

3.	 Wie groß müssen die Emissionsminderungen sein, um 

die Ziele erreichen zu können? Derzeit diskutiert die 

EU über eine Verschärfung der Klimaziele auf von bisher 

40 Prozent Emissionsminderung auf 55 Prozent bis 2030. 

Wir fordern 60 Prozent Emissionsminderung. Das wäre 

durchaus umsetzbar, wenn man heute beginnt, den Anteil 

der erneuerbaren Energien deutlich auszubauen und auch 

zukünftig teure Energie- oder Klimaschutztechnologien wie 

Atomkraft und CO2-Abscheidung (CCS) zu vermeiden.

4.	 Was spricht gegen Atomkraft und CCTS? Insbesondere 

die hohen Kosten und die inhärenten Gefahren. Die Atome-

nergie und auch die CO2-Abscheidungstechnologien sind 

sehr sehr teuer. Man muss eine veraltete Infrastruktur auf-

rechterhalten, und bei CCTS muss man CO2-Emissionen erst 

abscheiden und dann einlagern. Wenn wir heute investieren, 

dann bitte in zukunftsfähige Technologien, insbesondere 

erneuerbare Energien.

5.	 Welche Kosten werden die höher gesteckten Klima-

schutzziele verursachen? Die erhöhten Systemkosten, 

gerade im Energiesystembereich, werden nicht gravierend 

sein. Sie lohnen sich, weil wir auf der anderen Seite Umwelt- 

und Klimakosten vermeiden, die wesentlich höher sind als 

das, was wir an zusätzlichen Investitionen heute tätigen. 

Diese Investitionen bringen ja wiederum auch Wertschöp-

fung und Arbeitsplätze, das heißt, sie sind auch ökonomische 

Faktoren, die wichtig sind für den Erhalt der Volkswirtschaft.

6.	 Bewegungen wie „Fridays for Future“ setzten die 

Klimapolitik unter Druck und argumentieren, dass 

die Menschheit jetzt handeln muss, wenn sie einer 

Katastrophe entgehen will. Sind erfolgversprechende 

Klimaschutzmaßnahmen nur dann durchzusetzen, wenn 

sie auch ökonomische Vorteile versprechen? Bisher war 

das so, aber selbst da können wir zeigen, dass sich solche 

Wege auch ökonomisch rechnen, wenn wir die wahren 

Klima-und Umweltkosten einpreisen, also eine Kosten-

wahrheit herstellen. Aber es ist auch wichtig, dass wir eine 

Legitimation herstellen. Umwelt- und Klimapolitik sollte sich 

grundsätzlich darüber legitimiert sein, dass wir die Umwelt 

und das Klima schützen und die Erde erhalten wollen, ohne 

dass man es gleich mit einem Preisschild versieht.

7.	 Wie sollten die Lasten einer ambitionierteren Klima-

schutzstrategie auf die verschiedenen europäischen 

Länder aufgeteilt werden? Die anstehenden Verteilungs-

fragen sollten die lokalen Besonderheiten der National-

staaten ausreichend berücksichtigen. Insbesondere einige 

osteuropäische Staaten sind vielleicht nicht so schnell und 

benötigen Hilfe und Unterstützung. Denen sollte man unter 

die Arme greifen. Andere, die mehr können, beispielsweise 

Skandinavien, sollten vorangehen, damit wir insgesamt die 

Klimaziele erfüllen.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Prof. Dr. Claudia Kemfert ist Leiterin der Abteilung 

Energie, Verkehr, Umwelt am DIW Berlin.
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„Es wächst zusammen, was zusammen gehört“, kommentierte 

Willy Brandt 1989 den Mauerfall. Doch trotz vieler positiver Er-

folge gilt 30 Jahre nach dem Mauerfall Ostdeutschland weiter-

hin als strukturschwach, mit niedrigeren Löhnen und geringerer 

Wirtschaftskraft. Nur wenige Konzernzentralen großer Unter-

nehmen haben sich in Ostdeutschland niedergelassen. Von den 

im DAX-30 notierten Börsenunternehmen steuert kein einziges 

seine Geschäfte aus einem ostdeutschen Bundesland. Spitzen-

positionen in Wirtschaft, Politik und Wissenschaft sind meist 

mit Westdeutschen besetzt und der Ruf nach einer „Ost-Quote“ 

oder „Quote für Ostdeutsche“ wird immer lauter. So plant die 

künftige Regierung Brandenburgs eine Förderung von Ost

deutschen in Führungspositionen.

Doch auf welche Datengrundlage stützen sich die Angaben 

zum Anteil der Führungskräfte und damit die Analyse der 

Ursachen und der daraus resultierenden Folgen? Die wenigen 

Studien sowie Projekte haben meist lediglich den Anteil von 

Ostdeutschen als Vorstände in DAX-30-Unternehmen oder 

in Spitzenpositionen einzelner Sektoren ausgewertet. Eine 

tiefergehende und differenziertere Untersuchung, die die 

verschiedenen Führungsebenen unter die Lupe nimmt, stand 

bisher aus.

Eine aktuelle Auswertung von repräsentativen Daten des 

Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) aus dem Jahr 2017 

hat nicht nur die Spitzenpositionen in Wirtschaft, Politik 

und Wissenschaft betrachtet, sondern Führungspersonen 

im Allgemeinen. Zwar zeigt auch diese Untersuchung, dass 

Ostdeutsche sowohl in ausgewählten Spitzenpositionen wie 

DAX-Vorständen, aber auch generell in Führungspositionen 

unterrepräsentiert sind. Doch eine andere Entwicklung lässt 

hoffen.

Betrachtet man die Wanderung von Führungskräften zwischen 

Ost- und Westdeutschland getrennt nach zwei Geburtskohorten 

(1950–1969 vs. 1970–1989), bestätigt sich für die ältere Ge-

burtskohorte der Befund: Wenn eine Person mit westdeutscher 

Sozialisation aus dieser Geburtskohorte in Ostdeutschland lebt, 

dann hat sie wahrscheinlich eine Führungsposition inne. Das-

selbe gilt aber nicht für Personen mit ostdeutscher Sozialisation 

aus dieser Geburtskohorte, egal ob sie in West- oder Ost-

deutschland lebt. Interessant wird es allerdings, wenn man sich 

die jüngere Geburtskohorte anschaut, also die 28- bis 47-Jähri-

gen, die zum Zeitpunkt des Mauerfalls noch nicht erwerbstätig 

waren. Ob mit west- oder ostdeutscher Sozialisation – bei 

ihnen sind keine Unterschiede in der Wahrscheinlichkeit, eine 

Führungsposition zu besetzen, zu erkennen.

Bei der Betrachtung von TopmanagerInnen zeigt sich ein 

ähnliches Bild. Zwar sind anteilig mehr Positionen von 

TopmanagerInnen in Ost- und Westdeutschland mit West-

deutschen besetzt, doch setzt sich dieser Trend nicht in den 

jüngeren Kohorten fort. Allerdings ist die Aussagekraft über 

die jüngere Kohorte noch sehr gering, da es in dieser Alters-

gruppe bislang nur sehr wenige TopmanagerInnen gibt. Der 

Altersdurchschnitt von Personen, die angeben, eine Position 

im Topmanagement zu bekleiden, liegt bei rund 49 Jahren, also 

über dem Alter der betrachteten jüngeren Kohorte. Die jüngere 

Kohorte sollte in den nächsten Jahren daher wiederholt unter-

sucht werden.

Die derzeit noch zu beobachtende Unterrepräsentierung von 

Ostdeutschen in Führungspositionen wird voraussichtlich 

weiter abnehmen, wenn die älteren Kohorten, die ihre Erwerbs-

karriere sowie Leitungsrolle vielfach bereits vor der Wiederver-

einigung gestartet haben, aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden. 

Aus diesem Grund ist es dringend erforderlich, die Frage der 

Ostrepräsentanz von Führungspositionen künftig differenziert 

nach Geburtskohorten zu untersuchen. Doch lässt sich schon 

jetzt die vage Hoffnung formulieren, dass die Forderung einer 

Ost-Quote für Führungspositionen überflüssig werden wird.

Maria Metzing ist wissenschaftliche Mitarbeiterin der 

Infrastruktureinrichtung Sozio-oekonomisches Panel 

am DIW Berlin.  
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